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MARTIN JANSSEN

«Willst du Frieden, musst du den Krieg vorberei-
ten.» Die alten Römer haben die Frage nach der 
 Armee – gewitzt durch viele Erfahrungen – 
 beantwortet: «Si vis pacem, para bellum.» Oder: 
 Halte dir eine Armee, sonst hast du bald eine fremde!

Der moderne Mensch macht es sich nicht so einfach. 
Er stellt sich auch im Zusammenhang mit Krieg, 
Konflikten und anderen Gefahren die ökonomische 
Elementarfrage: Wie soll ein Land seine wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen und politischen Ziele – konkret Un-
abhängigkeit, Souveränität und Sicherheit der Schweiz 
– bei Vorliegen von Unsicherheit und Risiken zu mög-
lichst tiefen Kosten erreichen? Es stellen sich vier Teil-
fragen:

Wie viel sind uns – erstens – die Wahrung von Unab-
hängigkeit und Souveränität der Schweiz, die auch 
im besten Fall nie garantiert sind, sowie Sicherheits-
leistungen der Armee in normalen Zeiten wert 
 (direkte Ausgaben plus Kosten der Personentage)? 
1,5 Prozent des Volkseinkommens, das heisst,   
9 Milliarden Franken pro Jahr? Die Antwort ist u. a. 
abhängig von der Wahrscheinlichkeit, dass es kriegeri-

sche Konflikte geben kann.
Wie rasch kann – zweitens 
– eine passende Armee, ge-
messen an der Änderung 
der Bedrohungslage, aufge-
stellt respektive ausgerüstet 
respektive ausgebildet wer-
den? Können wir warten, 
bis sich Krieg und Krisen 
abzeichnen und erst dann 
mit der Ausbildung respek-
tive mit der Nachrüstung re-

spektive gar mit der Schaffung der Armee reagieren?
Wollen wir – drittens – die Schweiz in einem mögli-
chen Konflikt mithilfe einer Freiwilligenarmee von 
50 000 Personen verteidigen oder mit einer Milizarmee, 
in der die meisten Männer und einige Frauen Dienst 
leisten? Wollen wir uns auf 50 000 Personen verlassen, 
die im Kriegsfall möglicherweise auswandern werden?

Haben wir die ersten drei Teilfragen beantwortet, 
bleibt die schwierigste: Haben wir ein geeignetes 
Portfolio von Massnahmen getroffen, mit dem wir 
uns vor einem eigentlich unvorstellbaren Konflikt 
schützen können? Dabei geht es nicht nur um Panzer 
und Kanonen! Es geht auch um politische Erpres-
sung, um Terrorismus, um eine Bedrohung der Fi-
nanz- und Verkehrsinfrastruktur usw. Leider beschäf-
tigen sich Befürworter und Gegner der Wehrpflicht 
fast nur mit den volkswirtschaftlichen Kosten von heu-
te. Sie vernachlässigen dabei das ökonomische Ele-
mentarproblem des Umgangs mit knappen Ressour-
cen bei Vorliegen von Unsicherheit und Risiken.

Martin Janssen ist em. Professor der Universität Zürich 
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Kern der Publigroupe zerfällt
Experten raten zu Rückzug aus der Inseratevermittlung – Aussenwerbung floppt 

VON ERICH BÜRGLER

LAUSANNE Das Kerngeschäft des 
Werbevermarkters Publigroupe 
steckt tief in der Krise. Media Sa-
les, besser bekannt als Publicitas, 
schreibt seit Jahren Verluste. Dort 
vermittelt Publigroupe Inserate für 
Medienhäuser. Doch diese ver-
markten ihre Produkte heute lie-
ber selber. Nach der jüngsten Ge-
winnwarnung wird klar, dass Pu-
bligroupe drastische Massnahmen 
einleiten muss. Kenner der Me-
dienbranche raten gar zu einer 
Schliessung von Publicitas. Der 
Bereich sei nicht überlebensfähig.

Publigroupe hat mit dem Prob-
lembereich vieles versucht: Neue 
Gebührenmodelle, elektronische 
Plattformen zur Abwicklung von 
Aufträgen, und zuletzt lautete das 
Erfolgsrezept Automatisierung. 
Das alles nützte nichts. Die für 
2013 angekündigte schwarze Null 
geriet ausser Reichweite. Der 2012 
angetretene CEO Arnth Groth, 
ein Onlinespezialist, konnte sein 
Versprechen nicht einhalten. Das 
löste heftige Reaktionen aus. Pu-
bligroupe müsse Publicitas ver-
kaufen oder schliessen, schreiben 
die Analysten der Bank Vontobel. 
Die Publigroupe-Aktien dümpeln 
derzeit um 90 Franken. Dabei 
 hatte Publigroupe in diesem Jahr 
noch Aktien zurückgekauft – 
 allerdings zu einem Durch-
schnittskurs von 149 Franken.

Ein Käufer für das marode Ge-
schäft ist nicht in Sicht. Publi-
groupe hat das bereits versucht. 
Wie die SonntagsZeitung weiss, 
wollte Publigroupe sein Sorgen-
kind der NZZ-Gruppe verkaufen. 

Doch das Verlagshaus hat abge-
wunken und mittlerweile den ex-
klusiven Vermarktungsvertrag 
mit Publicitas gekündigt. Auch 
aus personellen Überlegungen 
macht eine Übernahme kaum 
Sinn. Der einst in der Branche 
hoch angesehene Verkaufstruppe 
der Publicitas sind im Rahmen 
der Sparmassnahmen viele gute 
Leute davongelaufen. Der Stel-
lenabbau war einschneidend. En-
de 2007 arbeiteten noch knapp 
1800 für Media Sales, mittlerwei-
le sind es unter 1000. Ein weite-
rer Abbau scheint unvermeidbar.

«Eine Schliessung wäre das 
Beste für die Aktionäre» 

Nach zahlreichen erfolglosen Um-
bauversuchen wäre ein Schluss-
strich die einleuchtende Konse-
quenz. «Eine Schliessung wäre 
das Beste für die Aktionäre», sagt 
Vontobel-Analyst Andy Schnyder. 
CEO Groth hat 2013 für Publici-

tas als Jahr der Entscheidung be-
zeichnet. Gelinge es nicht, Wer-
bung als Paket in verschiedenen 
Titeln und über unterschiedliche 
Kanäle zu vermitteln, müsse man 
sich vom Inseratenverkauf zu-
rückziehen, sagte er Ende 2012 
zur SonntagsZeitung.

Wichtige Voraussetzungen für 
einen Rückzug wurden bereits ge-
schaffen. Der neue Unterneh-
mensleiter Groth hat anders als 
sein Vorgänger Hans-Peter Roh-
ner keinen emotionalen Bezug 
zum zerfallenden Kerngeschäft. 
Er kann harte Massnahmen um-
setzen. Rohner amtet zwar noch 
als VR-Präsident, ein Neuanfang 
könnte seine Bilanz bei Publi-
groupe jedoch etwas aufbessern. 
Seitdem er 2002 den CEO-Posten 
übernahm, sind die Publigroupe-
Aktien um über 70 Prozent einge-
brochen.

Das Unternehmen will aber 
nichts wissen von einem Rückzug 

aus der Inseratenvermittlung, we-
nigstens von einem kompletten: 
«In der schwierigen Situation, in 
der sich Publicitas befindet, müs-
sen neue Wege gegangen werden, 
um den Geschäftsbereich wieder 
zur Profitabilität zu führen. Eine 
vollständige Schliessung von Pu-
blicitas ziehen wir derzeit nicht in 
Erwägung», kommentiert ein 
Sprecher. Man werde dazu am  
26. August mit den Halbjahreszah-
len ein Update zu den Plänen ge-
ben. Ein Publigroupe-Manager 
sagt dagegen, man prüfe derzeit 
sämtliche Optionen. Nächste Wo-
che trifft sich der Verwaltungsrat.

Publigroupe als 
Beteiligungsgesellschaft

Der Befreiungsschlag wird kaum 
bereits jetzt kommen. Der Rück-
zug dürfte schrittweise passieren. 
Wohin die Reise schliesslich geht, 
deutet der Verkauf der Mehrheit 
des Mediendienstleisters Xentive 
vor einigen Wochen an. Publi-
groupe hält weiterhin 49 Prozent 
und besitzt weitere Anteile von 
Onlinegesellschaften zusammen 
mit Swisscom und Axel Springer. 
Ohne Publicitas würde sich Pu-
bligroupe zur Beteiligungsgesell-
schaft mit Fokus auf Medien-
unternehmen wandeln.

Keine Alternative ist für Publi-
groupe dagegen offensichtlich der 
Einstieg ins Plakatgeschäft. Der 
Versuch, in Zürich gross in die 
Aussenwerbung einzusteigen, 
scheiterte jedenfalls kolossal. Von 
den 1400 ausgeschriebenen kom-
merziellen Plakatstellen bekam 
Publigroupe gerade mal 13 zuge-
sprochen.

PUBLIGROUPE
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Aktionäre sehen rot für Publicitas

Keine Einigung im Flughafenstreit 
Kloten In den Verhandlungen über die Gebühren am 
Flughafen Zürich ab 2014 ist bislang keine Lösung in 
Sicht. Die Parteien seien noch weit voneinander 
 entfernt, heisst es aus zwei unabhängigen Quellen.  
Die Unternehmen selbst wollen sich zum Stand  
der Gespräche nicht äussern. Die Zeit drängt: Bis 
24. August Mitternacht muss sich der Flug hafen  
mit seinen Verhandlungspartnern – den  wichtigsten 
Kunden Swiss und Air Berlin – einigen. Kommt es 
nicht dazu, reicht der Flughafen beim Bundesamt 
für Zivilluftfahrt (Bazl) einen Vorschlag für die Ge-
bühren ein. Das Bazl kann Änderungen vornehmen 
und verfügen. Bei der vom Flughafen gewünschten 
Gebührenerhöhung geht es dem Vernehmen nach 
um ein Plus von rund 25 Prozent. Die Airlines da-
gegen beklagen, die Gebühren seien im internatio-
nalen Vergleich bereits jetzt zu hoch. (CK)

MELDUNG

Hat nicht als einziger den Schwarzen Peter gezogen: Uli Hoeness, Präsident von Bayern München  FOTO: GETTY IMAGES

Die Kleinen 
schaden mehr als 
die Grossen
Im Steuersystem entsteht der 
Hauptverlust durch die Summe aller 
Tricksereien – von ganz normalen Bürgern

ZÜRICH Die Welt zeigt verächtlich 
auf Klaus Zumwinkel, Uli Hoe-
ness und andere schwerreiche 
und prominente Steuerhinterzie-
her. Doch drakonische Strafen 
gegen die Millionenabzocker zu 
fordern, bringt laut einem For-
scherteam der Kalaidos-Fach-
hochschule in Zürich wenig. Stu-
dienergebnisse der Wissenschaft-
ler zeigen, dass nicht die Reichen 
den Hauptharst der Steuerhinter-
ziehung ausmachen, sondern eine 
Vielzahl von normalen Steuer-
pflichtigen. Die bezahlen ihre 
Steuern zwar zur Hauptsache 
brav, tricksen aber im Kleinen – 
das summiert sich.

Die These wird durch Fakten aus 
Deutschland genährt. «Beim ge-
schätzten Verlust von 30 bis 
60 Milliarden Euro jährlich müss-
ten schon sehr viele Hoenesse zu-
sammenkommen», so Projektlei-
ter Jörn Basel. Es sei wichtig, ein 
System zu entwickeln, um kleine 
Betrügereien zu unterbinden. 

Musikklauen ist akzeptiert – 
Ladendiebstahl nicht 

Der Wirtschaftspsychologe unter-
sucht dazu die Motivation der 
Steuerzahler: «Menschen lassen 
sich bei illegalen Aktivitäten da-
von leiten, was sie sozial als akzep-
tabel empfinden. So ist der ille gale 

Download von Musik und Filmen 
weit verbreitet, aber Ladendieb-
stahl geächtet.» Verstärkt werde 
diese Haltung, wenn der Wert des 
Betrugs eher abstrakt sei, bei-
spielsweise wenn das Resultat 
«bloss» ein virtueller Betrag auf  
der Kreditkarte statt einer Bank-
note in der Hand ist. Ebenfalls an-
steckend wirke es, wenn man sich 
mit anderen Steuersündern iden-
tifizieren könne; also etwa mit 
dem mittelständischen Unterneh-
mer aus der Nachbarschaft. Laut 
Studien sind 98 Prozent der Bevöl-
kerung für ein solches Verhalten 
anfällig und würden sich von sol-
chen Mechanismen leiten lassen.

Jörn Basel hat daraus Vorschläge 
für Regierungen erarbeitet,  
die wirkungsvoller sind als dras-
tische Bestrafungen. «Steuerzah-
ler müssten wenigstens zu einem 
kleinen Prozentsatz selbst bestim-
men können, wohin ihr Geld flies-
sen soll – also etwa ins Bildungs-
wesen. Das würde die Zahlungs-
motivation steigern», ist er über-
zeugt. Ein komplexes Steuersys-
tem mit schwer durchschaubaren 
Regeln, verleite dagegen gerade-
zu zum Betrug, nach dem Motto, 
man habe es halt übersehen. 
Transparenz und Einfachheit sei-
en deshalb zentral. 

 ELISABETH RIZZI


